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Abbruchgesetze

Abbruchgesetze:
Lastiges Uber-
bleibsel aus

der Hochkon-
junktur?

In den grosseren Deutsch-
schweizer Kantonen bestehen seit
rund zehn Jahren Gesetze zur Erhal-
tung von giinstigem Wohnraum; in
franzosischsprachigen Kantonen wur-
den entsprechende Verordnungen
schon vor ca. 20 Jahren erlassen. Seit
ihrem Inkraftsetzen hat sich in beiden
Sprachregionen die stddtebauliche
und -politische Situation stark verin-
dert: Sowohl in den grdsseren
deutsch- als auch in den franzosisch-
sprachigen Stddten verschirfte sich in
den 70er Jahren die Stadtflucht. Hin-
zu kam, dass insbesondere der
Dienstleistungssektor immer stirker
in innerstadtische Wohnquartiere
einbrach und dort Wohnraum meist
durch Neubauten verdringte. Eine
dritte Verdnderung der stadtebauli-
chen Situation zeigt sich darin, dass
in citynahen Jahrhundertwendequar-
tieren ehemals giinstiger Wohnraum
in Altbauten durch (Luxus-)Renova-
tionen und Neubauten zusehends
vernichtet wird.!

Verinderung der Gesetze

notwendig. ..

Das Inkrafttreten von Geset-
zen zum Schutz von giinstigem
Wohnraum erfolgte in den untersuch-
ten Kantonen respektive Stiadten in
zwei verschiedenen Zeitrdumen. In
den Kantonen Genf und Waadt wur-
de das Gesetz (Genf) bzw. die Ver-
ordnung (Waadt) anfangs der 60er
Jahre erlassen. Hauptmotiv war, die
Zahl der Abbriiche von Wohnhéu-
sern mit meist billigen Mieten zu ver-

mindern. Beide Gesetzgebungen
wurden vom Regierungsrat vorge-
schlagen.

In den Deutschschweizer

Stadten wurde erst spater (Kanton
Basel-Stadt im Jahr 1968, Stadt Lu-
zern 1975) auf den wachsenden City-
druck reagiert. Bemerkenswert dabei
ist, dass die Gesetze hauptsdchlich
zur Bremsung der damaligen Hoch-
konjunktur im Bauwesen erlassen
wurden und weniger einen sozialpoli-
tischen Ursprung hatten. Die sozial-
politische Komponente der Gesetze
kam erst in der zweiten Hilfte der
70er Jahre hinzu, als der Mangel an
giinstigen Wohnungen in Citynihe
immer deutlicher wurde.

70

...bisher jedoch nur in Genf

durchgefiihrt

In Basel und Luzern sind die
Gesetze seit ihrem Inkrafttreten na-
hezu unverdndert geblieben. Die
waadtldndische Verordnung wurde
1973 abgedndert, um offensichtliche
Missbrauche zu verhindern. Zurzeit
ist dort ein neuer Abdnderungsvor-
schlag in Vernehmlassung. In Genf
wurde das Gesetz von 1962 im Jahre
1983 durch ein ginzlich neues Gesetz
ersetzt.

Seit Mitte der 70er Jahre geht
bedeutend  mehr  preisgiinstiger
Wohnraum durch Umbauten und Re-
novationen als durch Abbriiche verlo-
ren. Dieses Problem wurde bisher in
beiden deutschschweizerischen Stad-
ten nicht im Gesetz beriicksichtigt,
wihrend die welschschweizerischen
Gesetzgebungen Umbauten seit ih-
rem Bestehen bewilligungspflichtig
machten (in der Praxis wurden aber
bis vor wenigen Jahren auch fast nur
Abbriiche tberpriift). Im Kanton
Waadt werden durch die Verordnung
heute bei Neubauten wie bei Renova-
tionen spekulative Mietzinse zum
Teil verhindert, wohingegen das neue
Genfer Gesetz den Hauptakzent auf
die Verhinderung von unnétig teuren
Renovationen und auf die Beibehal-
tung von preisgiinstigem Wohnraum
setzt. In Basel und Luzern werden
Mietzinserhéhungen nicht einmal bei
Neubauten nach erfolgten Abbrii-
chen tberpriift. Zwar ist die Versi-
cherung der Bauherrschaft der Preis-
giinstigkeit von Neubauwohnungen
ein wesentliches Argument fir die
Erteilung einer Abbruchbewilligung,
jedoch werden die Mieten nach er-
folgtem Abbruch und Neubau nicht
kontrolliert.

Erhebliche Mingel bei den

Deutschschweizer Gesetzen

Die Erhaltung von giinstigem
Wohnraum wird in Deutschschweizer
Kantonen und Stddten bisher nur
durch Bewilligungen fiir Abbruch
und Nutzungsinderungen zu errei-
chen versucht; Renovationen fehlen
im Gesetz.

Wesentliches Kriterium  fiir
die Erteilung einer Abbruchbewilli-
gung ist heute die Schaffung von
mehr und preisgiinstigen Wohnun-
gen. Da «mehr Wohnraum» meist
moglich (infolge neuer Zonenord-
nungen) und «Preisgiinstigkeit» leicht
behauptbar ist (weil keine Mietzins-
kontrolle bei unsubventionierten
Neubauwohnungen erfolgt), werden
Abbruchbewilligungen auch in den
meisten Fillen schon beim ersten

oder aber bei nochmaligen, modifi-
zierten Gesuchen bewilligt.

Sowohl im Basler als auch im
Luzerner Gesetz fehlt eine Definition
des Kriteriums der Preisgiinstigkeit
von Neubauwohnungen. Aufgrund
dieses Mangels wird beispielsweise in
Luzern auf die Subventionspraxis des
Bundes zuriickgegriffen. Erhélt ein
abbruchwilliger Investor einen provi-
sorischen positiven Bescheid (soge-
nannte technische Vorabkldrung) des
Bundesamtes fiir Wohnungswesen,
dann wird in der Regel das Abbruch-
gesuch bejaht und nicht abgewartet,
ob die Bundessubventionen auch tat-
sachlich zugesprochen werden. Das
Kriterium der Preisgiinstigkeit sollte
deshalb nur dann gelten, wenn eine
effektive Subventionszulage vorliegt
oder wenn sich der Investor (z.B. im
Grundbuch) zu preisgiinstigen Mie-
ten verpflichtet. Jedoch miisste auch
dabei der Rahmen der Preisgiinstig-
keit definiert werden.

Eine Moglichkeit, das Ab-
bruchbewilligungsverfahren zu umge-
hen, ist das Leerstehen- und/oder
Verlotternlassen von Wohngebiu-
den. Ist ein Gebdude in einem bau-
lich oder hygienisch schlechten Zu-
stand, dann erklart die Baupolizei
das Gebdude als unbewohnbar. Die-
ser Vorgehensweise von abbruchwil-
ligen Investoren sollte durch entspre-
chende Verordnungen entgegenge-
treten werden, beispielsweise durch
die Enteignungsmoglichkeit —eines
verlotterten Gebaudes durch die
Stadt oder den Kanton.

Kanton Waadt: Fortschritt-

liche Verinderungen...

Die bestehende Verordnung
geht relativ weit. Der Abdnderungs-
vorschlag (zurzeit in Vernehmlas-
sung) verspricht zusitzliche Verbes-
serungen. Bisher sind nebst Abbruch
und Nutzungsverdanderungen auch
Umbauten und Renovationen bewil-
ligungspflichtig (Vorschlag: «alle Ar-
beiten, die einen Mehrwert brin-
gen»). Ein wesentlicher Vorteil der
Verordnung des Kantons Waadt ge-
gentiber den Deutschschweizer Ge-
setzen ist, dass die neuen Mieten
wihrend zehn Jahren unter Kontrolle
gestellt werden konnen. Zudem kann
ein Abbruch verweigert werden,
wenn der Unterhalt eines Hauses ab-
sichtlich vernachldssigt wurde. Der
Vorschlag geht sogar so weit, dass In-
standsetzen in krassen Féllen verord-
net werden kann. Bei (luxus-)reno-
vierten Gebduden stellt sich haufig
das Problem, dass sie nach erfolgter
Renovation meist aus spekulativen

Griinden mit beachtlichen Gewinn-
margen weiterverdussert werden.
Aus diesen Griinden wurden im Kan-
ton Waadt Verdusserungen (in Stock-
werkeigentum und dhnlichem) wih-
rend zehn Jahren bewilligungspflich-
tig gemacht.

...jedoch auch erhebliche

Miingel

Die bestehende Verordnung
weist aber auch wichtige Méngel auf,
weshalb ihr praktischer Erfolg relativ
gering ist. Die Verordnung ist z.B.
konjunkturgebunden, das heisst, sie
ist nur so lange rechtsgiltig, wie die
Wohnungsnot dauert. Zudem ist der
Kanton Vollzugsbehorde. Das Erhal-
ten von preisgiinstigem Wohnraum
ist jedoch ein typisch stidtisches Pro-
blem. In einem sehr «ldndlichen»
Kanton wie der Waadt schwicht dies
die Wirkung der Gesetzgebungen ab.

Wie in den Kantonen Luzern
und Basel fehlt in der Verordnung ei-
ne Definition von «Preisgiinstigkeit».
Die bewilligten Mieten sind dadurch
generell auch hoher als das, was «die
Mehrzahl der Familien bezahlen
kann». Zudem fehlen Massnahmen
zum Schutz betroffener Mieter.

Genf als Vorbild fiir die

Schweiz?

Das Genfer Gesetz vom Juni
1983 wurde von einer sehr starken
Mehrheit in einer Volksabstimmung
angenommen. Es ist das einzige Ge-
setz in der Schweiz, welches dem Ziel
der Erhaltung von preisgiinstigem
Wohnraum am néchsten kommt, und
es ist das Resultat mannigfacher Ma-
nifestationen von Bewohnern und ih-
ren Gruppen. Die Volksinitiative
konkretisierte die Anliegen und gab
Anlass zu einer weiten Debatte tiber
Stadtentwicklung und insbesondere
iber das Wohnen in der Stadt. Das
Gesetz ist Teil einer gesamthaften
Stadtentwicklungspolitik, welche den
Schutz und die Wiederherstellung
von preisgiinstigem Wohnraum in der
Stadt ins Zentrum setzt. Demgegen-
tiber ist das Gesetz in den Deutsch-
schweizer Kantonen und Stidten ein
lastiges Uberbleibsel aus der Hoch-
konjunktur 1972/73.

Zu den wichtigsten Charakte-
ristiken des neuen Gesetzes zihlt,
dass Abbriiche nur noch ganz aus-
nahmsweise bewilligt werden. Neu-
bauten missen erheblich mehr
Wohnraum aufweisen. Zudem kon-
nen unnotig teure Renovationen ver-
boten werden. Die neuen Mietzinse
missen in jedem Fall einem «iiber-
wiegenden Bediirfnis der Bevolke-
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Firmennachrichten

rung entsprechen». Renovationen
werden vom Staat ausdriicklich ge-
fordert. Durch sogenannte Quartier-
Renovations-Plane der offentlichen
Hand soll unter anderem die Initiati-
ve zu Gebédude-Renovationen gefor-
dert werden.

Fast alle Gesuche und die be-
troffenen Gebaude werden von der
Behorde griindlich tberpriift bzw.
geschétzt. Die Behorde bestimmt
nach Verhandlungen mit allen Partei-
en die Liste der bewilligten Arbeiten
und deren Kosten sowie die neuen
Mietzinse. Diese sollen (1984)
Fr. 1800.— (maximal Fr. 2200.-) pro
Zimmer/Jahr (in Genf zahlt die Ki-
che als Zimmer) nicht tiberschreiten.
Bis jetzt konnten diese Mieten in den
allermeisten Fallen eingehalten wer-
den. Ziemlich oft nehmen Besitzer
offentliche Subventionen in An-
spruch, um die Mieten zu senken.
Fiir die Uberpriifung der Gesuche
verfiigt der Staat iiber ein aus langer
Forschungsarbeit resultierendes In-
strumentarium und iiber zahlreiches
Personal, welches die Uberpriifung
und den Vollzug dieses Instrumenta-
riums bewaltigt.

Mieterschutz und -rechte neh-
men im Gesetz einen wichtigen Platz
ein. Die Bewohner werden vor Kiin-
digungen informiert und konsultiert.
Thre Wiinsche werden in Betracht ge-
zogen. Sie (aber nicht Bewohnerver-
eine) haben Rekursrecht. Wenn im-
mer moglich sollen sie wihrend der
Arbeiten in ihrer Wohnung bzw. im
Haus bleiben konnen.

Weiterhin Mingel

Diese restriktive Gesetzge-
bung und Vollzugspraxis mit dem
Ziel der Erhaltung von gilinstigem
Wohnraum hat auf dem traditionell
begehrten Immobilienmarkt Genf
schon zu erheblichen Spannungen ge-
fihrt. Wihrend Immobilienkreise
den «Auszug» aus der Stadt andro-
hen, sehen Befiirworter des Gesetzes
- und somit auch der Genfer Wohn-
politik — noch zwei wesentliche
Mingel:

Mietzinse konnen nicht unter
Kontrolle gestellt und Eigentums-
iibertragungen nach ausgefiihrter Ar-
beit im Gegensatz zum Kanton
Waadt nicht bewilligungspflichtig ge-
macht werden.

Renovationen koénnen nicht
verordnet werden; eine solche Mass-
nahme sowie das Einspracherecht fur
Bewohnergruppen wurden bei der
Volksabstimmung durch eine knappe
Mehrheit verworfen.

Insgesamt hat

72

jedoch das

Genfer Gesetz und sein Vollzug im
Hinblick auf das Ziel der «Erhaltung
von giinstigem Wohnraum» erhebli-
che Vorteile gegeniiber samtlichen
anderen gleichnamigen Gesetzen und
Verordnungen in der Schweiz. Neben
dem ziemlich eindeutigen Gesetzes-
text ist dies auch durch die Haltung
und das Vorgehen der Vollzugsbe-
horde charakterisiert. Diese sind ge-
priagt durch ein Beharren auf den
Zielsetzungen des Gesetzes einerseits
und andererseits durch den Willen,
iber Verhandlungen und mit prakti-
schen Vorschldgen zu Losungen zu
kommen, die von allen Parteien an-
nehmbar sind.

Stidtebaulicher Kontext fehlt

meistens

Die Gesetze zur Erhaltung
von giinstigem Wohnraum der Stadte
Basel und Luzern entstanden vor-
dringlich aus konjunkturellen Uber-
legungen (Steuerung der Baukon-
junktur), haben heute aber immer
mehr einen sozialpolitischen Aspekt
(Erhaltung von giinstigem Wohn-
raum). Eine Integration der Gesetze
in die stdadtische Wohnungspolitik
fehlt bis heute jedoch in beiden Stid-
ten weitgehend. Dies zeigt sich bei-
spielsweise darin, dass in Basel und
Luzern — aber auch in den anderen
Stadten der Deutschschweiz — Reno-
vationen durch Gesetz nicht iber-
priift werden, obwohl ihnen heute
quantitativ eine mehrfach grossere
Bedeutung als durch Abbriiche bei
der Umwandlung von giinstigen in
teuren Wohnraum zukommt. Wenn
frither in der Beschaffung von Wohn-
raum nur vom Bauland ausgegangen
wurde und entsprechende Zonierun-
gen vorgesehen waren, die zwangs-
ldufig den Abbruch der bestehenden
Wohnbausubstanz voraussetzten, so
hat sich heute der Baulandmarkt zu-
sehends zugunsten eines Gebéude-
marktes verschoben.

Im Kanton Waadt ist die Ver-
ordnung den Zonenpldnen unterge-
ordnet, da die weitaus meisten Ab-
briiche im bestehenden Zonenplan
vorgesehen sind. Zurzeit stehen z.B.
in der Stadt Lausanne viele Abbri-
che bevor. Bei Grossprojekten wird
abgebrochener Wohnraum nicht im-
mer ersetzt. Obwohl Umbauten und
Renovationen  bewilligungspflichtig
sind, zielt die Verordnung nicht aus-
driicklich auf den Schutz von preis-
glinstigem Wohnraum. Grundsatzlich
werden in Zentren und zentrumsna-
hen Quartieren die bescheidenen
Einkommensschichten durch die Mit-
telschicht und die hohere Einkom-

mensschicht oder durch Biiros und
Geschifte verdrangt.

Im Kanton Genf hingegen ist
das Gesetz tiber Abbruch und Um-
bau organischer Teil einer gesamten,
neuen, auf den Schutz und die Wie-
derherstellung von Wohnraum in der
Stadt abzielenden Stadtentwicklungs-
politik. Natiirlich bleibt auch in Genf
das Problem zum Teil offen, wo sehr
einkommensschwache Bewohner, die
heute noch in sehr billigen, noch
nicht renovierten Wohnungen leben,
in Zukunft wohnen sollen. Dieses
Problem wird wenigstens zum Teil
dadurch gelost, dass bei den relativ
hiufigen Renovationen mit Hilfe der
offentlichen Hand solche Bewohner
zusatzliche Unterstiitzung vom Staat
bekommen. Insgesamt erlaubt das
Genfer Gesetz und die gesamte Poli-
tik vielen Bewohnern, in ihrer Woh-
nung bzw. im Haus und im Quartier
zu bleiben. Schliesslich zielt dies dar-
auf hin, dass preisgiinstiger Wohn-
raum fiir Bevolkerungsschichten mit
bescheidenem Einkommen auch tat-
sachlich geschiitzt wird. In anderen
Schweizer Kantonen und Stadten
wird dieses Ziel bisher unzureichend
oder gar nicht angestrebt.

Dieter Zimmer, Basel

' Die Studie mit dem Titel «Nutzen und
Grenzen der Gesetze und Verordnungen
zur Erhaltung von giinstigem Wohnraum
in Schweizer Kantonen und Stadten»
(Beispiele Basel-Stadt, Luzern, Genf
und Waadt) kann zum Preis von Fr. 20.—
bezogen werden bei «Litfass-Saule», Ba-
renfelserstrasse 41, 4057 Basel.

Firmen-
nachrichten

Kunststoff-Fenster

Vielfaltige Moglichkeiten fiir

Renovationen und Altbau-

Sanierungen

Bauphysikalisch  betrachtet
stellen Fenster einen kritischen Be-
reich der Aussenwand dar, weshalb
wirksame Massnahmen zur Verbesse-
rung der Wirmeddmmung und des
Schallschutzes gerade bei Renovatio-
nen und Sanierungen von Altbauten
dort einzusetzen haben.

Probleme wie Wéirmeverlu-
ste, Larmimmissionen oder thermi-
sche Isolation kénnen mit der moder-
nen Fenstertechnologie optimal ge-
lost werden. Dabei vereinigt Kunst-
stoff von den im Fensterbau verwen-
deten Werkstoffen die meisten Vor-

teile auf sich. Im Gegensatz zu Holz,
welches einer aufwendigen Pflege be-
darf, ist er dusserst resistent gegen
Umwelteinfliisse und weist im Ver-
gleich zu Aluminium eine sehr gerin-
ge Wairmeleitfahigkeit auf. Kunst-
stoff-Fenster erfordern lediglich ein
Minimum an Aufwand fiir Wartung
und Instandhaltung, trotzdem sind
sie sehr langlebig und funktionssi-
cher.

Fir den Einbau neuer stil-
und vorbildgetreuer Fenster in alten
Gebauden halt System Combidur der
Gebriider Kommerling GmbH, Pir-
masens, eine Vielzahl von Kunst-
stoffprofilen bereit. Auch Fenster mit
komplizierten Stilmerkmalen konnen
nachgebaut werden.

Den rationellen Austausch
von Fenstern gestattet das Wechsel-
rahmensystem Combidur, seine Pro-
file lassen sich auf den noch intakten
Rahmen aufsetzen, Beschadigungen
an Putz und Tapeten durch den Aus-
bau der alten Fenster konnen vermie-
den und erhebliche Arbeitszeiter-
sparnisse erzielt werden.

Soll bei der Sanierung von
Altbauten der Austausch der Fenster
mit der Erneuerung des Sonnen- und
Lichtschutzes verbunden werden,
kann auf das Altbau-Element System
Combidur die Kombination von Fen-
ster, Rolladenkasten und Rolladen
zuriickgegriffen werden.

Auskunft und technische Un-
terlagen durch Verkaufsbiiro
Schweiz, Gebriidder Koémmerling
Kunststoffwerke GmbH, Postfach 4,
8262 Ramsen.

Neuer Katalog fiir

6000 Armaturen-Teile

Jedes Bad, besonders das in
Farbe und Form sorgfaltig gestaltete,
wird mit originellen, stilvollen Arma-
turen erst harmonisch und gleichzei-
tig aufgewertet. Den grossten Be-
kanntheitsgrad erzielten die Dorn-
bracht-Armaturen wohl mit ihren
vergoldeten Modellen «Schwan» und
«Delphin» aus der Serie Royal. Der
soeben erschienene, bei der Sadorex
AG, 8600 Diibendorf, erhiltliche
Dornbracht-Katalog zeigt die ab La-
ger beziehbaren 6000 Einzelartikel in
Bild und Wort. Weltweit gibt es kein
vergleichbares Angebot hochwertiger
Armaturen von solch grosser Breite.
13 komplette Serien erfiillen jeden
beliebigen Wunsch des Bauherrn
nach einer individuellen Badlosung.
Jede der Serien ist im 432 Seiten star-
ken Katalog nach Anwendungsberei-
chen gegliedert. Ein praktisches

Werk, Bauen+Wohnen Nr.5/1985



	Abbruchgesetze : lästiges Überbleibsel aus der Hochkonjunktur?

